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(Nr. 13522.) Geſetz zur Verlängerung und Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetze für das Rechnungsjahr 1930. Vom 19. Juli 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


f f Artikel J. 

Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 14. Mai 1927 (Geſetzſamml. S. 63), des Geſetzes über die Aufhebung der Brücken⸗ 
gelder für Kraftfahrzeuge vom 29. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 295) und des Geſetzes zur 
Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze vom 27. Mai 1929 
(Geſetzſamml. S. 53) wird mit Wirkung für das Rechnungsjahr 1930 wie folgt geändert: 

1. § 4 erhält folgende Faſſung: 

(1) Das nach dem Finanzausgleichsgeſetze dem Lande zuſtehende Aufkommen 
an der Kraftfahrzeugſteuer wird nach Abzug eines Betrags in Höhe von 4 vom 
Hundert den Wegeunterhaltungspflichtigen für Zwecke der öffentlich-vechtlichen 
Unterhaltung befeſtigter Landſtraßen einſchließlich der Ortsdurchfahrten überwieſen. 

e) Über die Verwendung des abgezweigten Betrags trifft das Geſetz über 
die Aufhebung der Brückengelder für Kraftfahrzeuge vom 29. Dezember 1927 
(Geſetzſamml. S. 295) Beſtimmung. f 

2. Zwiſchen § 4 und $ 5 werden folgende SS da und 4b eingeſchaltet: 


§ 4a. 


Von dem nach dem Finanzausgleichsgeſetze dem Lande zuſtehenden Anteil 
an der Bierſteuer erhalten die Gemeinden 50 vom Hundert. 


8 4b. 


Das dem Lande nach dem Finanzausgleichsgeſetze zuſtehende Aufkommen 

an der Mineralwaſſerſteuer erhalten die Gemeinden in voller Höhe. 
3. Hinter § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

Als Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer gelangt ein Betrag von mindeſtens 
148,5 Millionen AM zur Verteilung. Soweit die nach 88 2, 6 auf die Gemeinden 
und Gemeindeverbände entfallenden Beträge die Höhe von 148,5 Millionen AM 
nicht erreichen, ſind ſie aus dem Gemeindeanteil an der Einkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftſteuer ($ 1) entſprechend zu erhöhen. Der hierzu erforderliche Ergänzungs⸗ 
betrag gilt nicht als Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuerüberweiſung, ſondern als 
Umſatzſteuerüberweiſung. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 11. Auguſt 1930.) 26 
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4. 8 8 erhält folgende Faſſung: 

f (1) Von dem im 8 1 feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der Einkommen⸗ und 
Körperſchaftſteuer in Höhe von 45 vom Hundert des Landesanteils erhalten die 
Gemeinden (Gutsbezirke) zuſammen 40 vom Hundert. Dieſer Betrag wird um 
die nach SS 4 a, 4b den Gemeinden zufließenden Überweiſungen aus der Bier⸗ 
ſteuer und der Mineralwaſſerſteuer erhöht; dieſe Überweiſungen gelten als Über⸗ 
weiſungen aus der Einkommen- und Körperſchaftſteuer an die Gemeinden. Von 
dem den Gemeinden (Gutsbezirken) hiernach zufließenden Geſamtbetrage werden 
5% zugunſten eines zwiſchengemeindlichen Laſtenausgleichs der Landesſchulkaſſe 
zugeführt. Um dieſen Betrag ermäßigen ſich die von den Schulverbänden an die 
Landesſchulkaſſe zu entrichtenden Beiträge. 

(2) Weitere 2% vom Hundert von dem im $ 1 feſtgeſetzten Gemeindeanteil 
an der Einkommen- und Körperſchaftſteuer in Höhe von 45 vom Hundert des 
Landesanteils werden den Landkreiſen zur Erfüllung der ihnen e 

öffentlichen Aufgaben überwieſen. 

(3) Die letzten 2½ vom Hundert von dem im S 1 feſtgeſetzten Gemeinde⸗ 
anteil an der Einkommen- und Körperſchaftſteuer in Höhe von 45 vom Hundert 
des Landesanteils werden den Provinzen — mit Ausnahme der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau —, den Bezirksverbänden der Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden ſowie 
dem Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden öffentlichen Aufgaben überwieſen. 


5. § 9 erhält folgende Faſſung: 
() Von dem in SS 2, 6a feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer 
erhalten die Gemeinden (Gutsbezirke) zuſammen 90 vom Hundert. a 
(2) Der Reſt von 10 vom Hundert wird den Landkreiſen überwieſen 


6. § 10a wird geſtrichen. 


7. In § 11 
a) erhält der Abſ. 1 Satz 1 folgende Faſſung: 
Die nach § 8 Abſ. 1 den Gemeinden zuſtehenden Beträge werden nach dem 
Verhältnis der Rechnungsanteile an der Einkommen- und Körperſchaftſteuer ver⸗ 
teilt, die nach den Vorſchriften des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellt 
worden ſind. 
b) erhält Abſ. 1 Satz 4 unter Fortfall des Satzes 5 folgende Faſſung: 


Für das Rechnungsjahr 1930 ſind die bis zum 31. März 1930 erfolgten 

Ein⸗ und Ausgemeindungen zu berückſichtigen. 
e) erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Für die Berechnung des Kopfbetrags nach dem Gemeindeeinkommenſteuer⸗ 
Toll für die Rechnungsjahre 1911, 1913 oder 1914 iſt die ortsanweſende Be⸗ 
völberung nach der Volkszählung des Jahres 1910, für die Berechnung des Kopf— 
betrags für das Rechnungsjahr 1930 die ortsanweſende Bevölkerung (unter Hinzu⸗ 
rechnung der vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend 
Anweſenden) nach der Volkszählung des Jahres 1925 unter Berückſichtigung der 
bis zum 31. März 1930 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der 
Militärperſonen zugrunde zu legen. 


werden im Abſ. 3 eingefügt hinter die Worte „der bis zum 31. März 1929“ die 
Worte „für das Rechnungsjahr 1930 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 
1930“ und hinter die Worte „und 1929“ die Worte „und 19307; 


d 


— 


10. 


55 


12. 
13. 
14. 
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e) wird dem Abſ. 4 folgender Satz angefügt: 

Die Anträge nach Abſ. 1 und 3 müſſen für das Rechnungsjahr 1930 bis 
zum 1. Auguſt 1930 geſtellt ſein, die Anträge nach Abs. 1 jedoch nur inſoweit, als 
ſie nicht bereits für die Rechnungsjahre 1926 bis 1929 rechtzeitig geſtellt worden ſind. 

f) werden im Abſ. 5 hinter die Worte „ſowie das Rechnungsjahr 1929“ eingefügt die 
Worte „und das Rechnungsjahr 1930”, 


8 11a Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 


Wenn die Anträge für die Rechnungsjahve 1927, 1928 oder 1929 nicht 
vechtzeitig geſtellt worden find, können fie für das Rechnungsjahr 1930 bis zum 
1. Auguſt 1930 geſtellt werden. f 


Im 8 12 werden an beiden Stellen hinter die Worte „oder 1929“ die Worte eingefügt 
„oder 1930”, i 


Im S 14 Abſ. 1 werden hinter die Worte „für das Rechnungsjahr 1929 die bis zum 
31. März 1929“ hinter einem Komma eingefügt die Worte „für das Rechnungsjahr 
1930 die bis zum 31. März 1930”. 


Im 8 16 Abſ. 2 wird als letzter Satz angefügt: 
Dieſe Vorſchrift findet für das Rechnungsjahr 1930 mit der Maßgabe 
entſprechende Anwendung, daß der Antrag bis zum 1. Januar 1931 zu ſtellen iſt. 


Im 8 20 Abſ. 1 werden die Worte „und des Wegeweſens“ geſtrichen. 
§ 20 a wird geſtrichen. 


§ 27 erhält folgende Faſſung: 

Die Überweiſungen aus der Kraftfahrzeugſteuer werden nach Überweiſung 
eines Voraus in Höhe von 1,5 v. H. der Überweiſungen an die Stadt Berlin vor⸗ 
behaltlich der Verteilung auf die einzelnen Wegeunterhaltungspflichtigen auf die 
Straßennetze der im 8 10 bezeichneten Landesteile unter Zugrundelegung folgender 
Hundertſätze verteilt: 

Oſtpreußen 5 10,25 vom Hundert 
Beändenbur gd 14050 5 75 
Berlin , 125 75 75 
C! ͤ , 1 
Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußfen . 2,00 „ 5 
Niederſchleſſen !! 750 55 7 
Obepſchleſie ß 3/00 5 


Sachſee sn: ME 8,00 „ 7 
Schleswig⸗Holſteiun . 525 7 75 
ff ee 5 
Hannover 10,50 „ 5 
Weſtfalen 9 5 
Kaſſel. 4,00 „ 50 
Wiesbaden 355 = 
Rheinprovinz 16,90 „ 1 
Hohenzollern 9550 „ 15 


15. § 28 erhält folgende Faſſung: 


insgeſamt 100,00 vom Hundert. 


(1) Die nach den Vorſchriften des § 27 auf die Straßennetze der einzelnen 
Landesteile entfallenden Überweiſungen werden auf die im Ss 10 bezeichneten 
Gebietskörperſchaften und die ihnen angehörigen Stadt und Landkreiſe auf Grund 
eines für das Rechnungsjahr aufzuſtellenden Verteilungsplans unterverteilt. 
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(2) Die Aufſtellung des Verteilungsplans geſchieht durch einen Ausſchuß, 
der aus dem Oberpräſidenten der Provinz, für die Bezirksverbände Kaſſel und 
Wiesbaden aus dem Oberpräſidenten der Provinz Heſſen-Naſſau, als Vorſitzenden 
und aus vier Mitgliedern beſteht. Zwei Mitglieder werden vom Provinzial⸗ 
ausſchuß (Landesausſchuß) beſtellt, von denen eines Vertreter eines Stadtkreiſes ſein 
muß. Die übrigen zwei Mitglieder ernennt der Vorſitzende, und zwar je eines 
auf Vorſchlag der der Provinz (Bezirksverband, Landeskommunalverband) 
angehörigen Landkreiſe und kreisangehörigen Gemeinden. 


(3) Der für den Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande zu 
bildende Ausſchuß beſteht aus dem Regierungspräſidenten in Sigmaringen als 
Vorſitzenden und aus zwei Mitgliedern, von denen eines vom Landesausſchuſſe 
beſtellt, eines von dem Vorſitzenden auf Vorſchlag der dem Landeskommunalverband 
angehörigen Kreiſe ernannt wird. Im Bezirke des Landeskommunlverbandes 
Lauenburg findet eine Unterverteilung nach Abſ. 2 nicht ſtatt. In der Provinz 
Weſtfalen und der Rheinprovinz kann ein von dem Verbandsausſchuſſe zu beſtellender 
Vertreter des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk an den Sitzungen des Aus⸗ 
ſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen. 


(4) Bei der Unterverteilung ſind die von den einzelnen Wegeunterhaltungs⸗ 
pflichtigen unterhaltenen Straßenſtrecken in einer ihrer Bedeutung für den Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr entſprechenden Weiſe zu berückſichtigen. Straßenſtrecken innerhalb 
der bebauten Ortsteile ſind grundſätzlich inſoweit zu berückſichtigen, als ſie dem 
Durchgangsverkehre dienen. 


(5) Jedes Mitglied des Ausſchuſſes hat eine Stimme. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, dem ſonſt ein Stimmrecht 
nicht zuſteht. 


(6) Sind bei der Aufſtellung des Verteilungsplans die Grundſätze des 
Abſ. 4 erheblich verletzt, jo ſteht dem Vorſitzenden das Recht der Beſchwerde an den 
Miniſter des Innern zu, der endgültig entſcheidet. Die Durchführung des Ver⸗ 
teilungsplans darf erſt erfolgen, wenn der Vorſitzende erklärt hat, keine Beſchwerde 
einlegen zu wollen, oder wenn er während einer Friſt von zwei Wochen weder dieſe 
Erklärung abgegeben noch Beſchwerde eingelegt hat. 


16. Hinter 8 28 wird als S 28 à folgende Vorſchrift eingefügt: 

Das letzte Drittel der in den §§ 5, 10 den Provinzen (Bezirks⸗ und Landes⸗ 
kommunalverbänden) zugewieſenen Dotationen wird auf dieſe unter Zugrunde⸗ 
legung der im $ 27 feſtgeſtellten Vomhundertſätze verteilt. 

17. § 29 erhält folgende Faſſung: f 

(1) Inſoweit Dritte neben einer Provinz (Bezirksverband, Landeskommunal⸗ 
verband) oder einem Stadt⸗ oder Landkreis öffentlich-rechtlich zur Unterhaltung 
befeſtigter Landſtraßen verpflichtet find, find fie an den Zuweiſungen nach SS 4, 27 
entſprechend zu beteiligen. 2 ; 

(2) Die Beteiligung nach Abſ. 1 iſt nach billigem Ermeſſen unter 
Berückſichtigung der Grundſätze des 8 28 Abſ. 4 und unter Berückſichtigung der 
für die Provinz (Bezirksverband, Landeskommunalverband) oder für den Stadt⸗ 
fveis. oder den Landkreis eingetretenen Entlaſtung feſtzuſetzen. 

(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuſtande, ſo 
entſcheidet, wenn es ſich um eine Provinz (Bezirksverband, Landeskommunal⸗ 
verband) handelt, der Oberpräſident (in den Hohenzollernſchen Landen der 
Regierungspräſident) und, wenn es ſich um einen Stadt⸗ oder Landkreis oder den 
Landeskommunalverband Lauenburg handelt, der Regierungspräſident endgültig. 


Preuß. Geſetzſammlung 1930. Nr. 26, ausgegeben am 28. 7. 1930. 217 


(4) Die Verfolgbarkeit im bürgerlichen Rechte beende t Anſprüche im 
ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 


(5) Abſ. 1 bis 3 finden keine Anwendung im Verhältnis der Provinzen 
(Bezirksverbände, Landeskommunalverbände) zu den ihnen angehörigen Stadt⸗ und 
Landkreiſen. 


18. Im 8 39 


a) werden im Satze 2 hinter die Worte „für das Rechnungsjahr 1929“ eingefügt die 
Worte „und 1930”; 
b) wird hinter den jetzigen Satz 4 folgender Satz eingefügt: 

Für das Rechnungsjahr 1930 muß der Antrag bis zum 1. Auguſt 1930 bei 
der Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geſtellt worden fein, jedoch nur, wenn ein 
entſprechender Antrag nicht bereits für das Rechnungsjahr 1929 rechtzeitig geſtellt 
worden iſt. 


o) erhält der jetzige Satz 5 folgende Faſſung: 
Von den nicht zur Verteilung auf die Stadt- und Landkreiſe gelangenden 
8 vom Hundert werden dem Miniſter des Innern, dem Finanzminiſter und dem 
Miniſter für Volkswohlfahrt 2 vom Hundert zur Unterſtützung notleidender 
Gemeinden und Landkreiſe in den Grenzprovinzen und 6 vom Hundert zur Unter⸗ 
ſtützung ſolcher Gemeinden und Landkreiſe zur Verfügung geſtellt, die durch die 
Folgen der Arbeitsloſigkeit beſonders belaſtet ſind. 


19. Im 8 59 wird die Zahl „1930“ durch die Zahl „1931“ erſetzt. 


Artäkel II. 


(1) Das Geſetz über den Sonderfinanzausgleich zugunſten preußiſcher Randgemeinden ('kkreiſe) 
in der Nachbarſchaft von Stadtſtaaten vom 8. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 135) findet für das 
Rechnungsjahr 1930 in entſprechender Weiſe Anwendung wie für das Rechnungsjahr 1929. 


(2) § 28 Abſ. 2 des Geſetzes über die weitere Neuregelung der kommunalen Grenzen im weſt⸗ 
fäliſchen Induſtriebezirke vom 22. 1 1928 (Geſetzſamml. S. 17) findet auch für das Rechnungs⸗ 
jahr 1930 Anwendung. 


Artikel III. 


Für das Rechnungsjahr 1930 finden die Vorſchriften des § 28 Abſ. 4 des Preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung des Artikels I Ziffer 15 dieſes Geſetzes 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die Unterverteilung der Kraftfahrzeugſteuer auf die Provinzen 
einerſeits und die einzelnen Stadt⸗ und Landkreiſe andererſeits für dieſes Jahr nach dem Maßſtabe 
der in dem Jahre 1929 den einzelnen Gebietskörperſchaften zugefloſſenen Kraftfahrzeugſteuerüber⸗ 
weiſungen unter Berückſichtigung der inzwiſchen im Beſtande der einzelnen Straßennetze der Wege⸗ 
unterhaltungspflichtigen eingetretenen Veränderungen zu erfolgen hat, ſoweit die Kraftfahrzeug⸗ 
ſteuerüberweiſungen an die einzelnen Gebietskörperſchaften für 1930 nicht die Kraftfahrzeugſteuer⸗ 
überweiſungen für 1929 überſteigen; die Verteilung der Mehrzuweiſungen erfolgt ae auch für 
1930 bereits nach den Vorſchriften des § 28. 


Artikel IV. 
05 Das Geſetz tritt am 1. April 1930 in Kraft. 


(2) Wo in Geſetzen und Verordnungen auf das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetze Bezug genommen iſt, tritt an Stelle des Geſetzes in der 1 Faſſ ung das 
Geſetz in der neuen Faſſung. f 
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Artikel V. 

Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, den Wortlaut des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze für das Rechnungsjahr 1930 nach den vorſtehenden Beſchlüſſen 
in Artikel I bi3 IV unter Fortlaſſung der mit Wirkung vom 1. April 1930 überholten Vorſchriften 
zu veröffentlichen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 19. Juli 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Waentig. 


(Mr. 13523.) Geſetz über eine Anderung des Preußiſchen Staatsgebiets. Vom 21. Juli 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 

Der Grenzziehung, wie fie in dem am 31. Januar 1930 abgeſchloſſenen Vertrage zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und der Tſchechoſlowakiſchen Republik über Grenzwaſſerläufe und Gebiets⸗ 
austauſch an der preußiſchen Strecke der deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Grenze vereinbart iſt, ferner 
der damit verbundenen Einführung der beweglichen Grenze in Grenzwaſſerläufen ſowie dem im 
gleichen Vertrage vereinbarten Gebietsaustauſche, nämlich der Abgabe verſchiedener zum 
Preußiſchen Staatsgebiete gehöriger Flächen von zuſammen 108 ha 12 a 55 qm an die Tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Republik und der Einverleibung verſchiedener zur Tſchechoſlowakiſchen Republik 
gehöviger Flächen von zuſammen 108 ha 12 a 55 qm in das Pveußiſche Staatsgebiet, wird zu⸗ 
geſtimmt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 21. Juli 1930. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Waentig. 


(Nr. 13524.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln für Landgewinnungsarbeiten an der Nordſee⸗ 
küſte in den Regierungsbezirken Schleswig, Aurich und Stade. Vom 26. Juli 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. J 
Dem Staatsminiſterium wird für den dreijährigen Zeitraum von 1930 bis 1932 ein Betrag 


von 5 225 000 AM für Landgewinnungsarbeiten an der Nordſeeküſte in den Regierungsbezirken 
Schleswig, Aurich und Stade zur Verfügung geſtellt. 


8 82. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des 
Kredits zu beſchaffen. 
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(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 v. H. des aufgenommenen Schuld⸗ 
kapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung 
auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 v. H. der zur Tilgung der 
Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 3, 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten und dem Finanzminiſter ob. f 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Staatsvats ſind gewahrt. 


Berlin, den 26. Juli 1930. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13525.) Verordnung über die Bartſch. Vom 16. Juli 1930. 

Nachdem der Provinziallandtag von Niederſchleſien am 8. Mai 1930 zugeſtimmt hat, 
werden gemäß 8 50 des Geſetzes vom 3. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 171), betreffend Maßnahmen 
zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der Provinz Schleſien, die Beſtimmungen dieſes Geſetzes, 
mit Ausſchluß der nur auf den erſtmaligen Ausbau bezüglichen, auf die Bartſch ausgedehnt. 


Berlin, den 16. Juli 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſter für Sonnen tfnft 


Domänen und Forſten 


Braun. Schmidt. 


(Nr. 13526.) Verordnung über das Amtsgericht Tirſchtiegel. Vom 19. Juli 1930. 

Auf Grund des § 1 des Geſetzes über Ermächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters 
des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des 
Friedensvertrags vom 19. Juli 1919 (Geſetzſamml. S. 115) wird folgendes verordnet: 


§ 1. 
§ 1 Nr. 9 der Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich 
der Ausführung des Friedensvertrags, vom 4. September 1919 (Geſetzſamml. S. 145) wird dahin 
abgeändert, daß die Zulegung des Reſtes des Amtsgerichtsbezirkes Tirſchtiegel zum Amtsgerichte 
Meſevitz unterbleibt und der zum früheren Amtsgerichtsbezirke Bentſchen gehövige Teil des Kveiſes 
Meſeritz unter Abtvennung vom Bezirke des Amtsgerichts Meſeritz dem Amtsgerichte Tirſchtiegel 
zugelegt wird. 
§ 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1930 in Kraft. 


Berlin, den 19. Juli 1930. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Schmidt. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Juni 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Oſtpreußiſche Kleinbahnen⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in Königsberg i. Pr. für Verlegung und dreiſchienigen Ausbau der Kleinbahnſtrecke 
Kraupiſchken-Ragnit zwiſchen dem Kleinbahnhofe Ragnit mit Anſchluß an den Reichsbahn⸗ 
hof Ragnit und dem Memelhafen in Ragnit 


durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 27 S. 107, ausgegeben am 5. Juli 1930; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Juni 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Bödexen, Kr. Höxter, für den 
Bau einer Waſſerverſorgungsanlage 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 28 S. 115, ausgegeben am 12. Juli 1930; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juni 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Trier für den Ausbau der 
Teilſtrecken Echternacherbrück-Minden und Menningen-Irrel der Sauertalſtraße 


durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 28 S. 77, ausgegeben am 12. Juli 1930. 
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